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IAB Kurzbericht
Aktuelle Analysen aus dem Institut für Arbeitsmarkt­ und Berufsforschung 

In aller Kürze
 � Das Bauhauptgewerbe ist die erste 

Branche in Deutschland, in der 1997 
ein Mindestlohn eingeführt wurde. 

 � Dadurch kam es zu zusätz li chen 
Lohnsteigerungen für Beschäftig­
te im Bauhauptgewerbe. In Ost ­ 
deutschland waren die Effekte be­
sonders ausgeprägt.

 � Obwohl der Mindestlohn im Osten 
niedriger ist, ist er in Relation zum 
mittleren Lohn höher als im Westen. 
In Ostdeutschland unterliegt auch 
ein deutlich höherer Anteil der Bau­
arbeiter dem Mindestlohn. 

 � Im Unterschied zum Westen hat 
sich im Osten die Lohnspreizung ins­
gesamt spürbar verringert. Die Löhne 
konzentrieren sich dort zunehmend 
am Mindestlohnniveau.

 � Weder in West­ noch in Ost­
deutschland lassen sich durch den 
Mindestlohn verursachte Beschäf­
tigungsverluste nachweisen. Aussa­
gen über mögliche Jobverluste von 
Arbeitern, die aus dem Ausland nach 
Deutschland entsandt werden, sind 
aber aufgrund der Datenlage nicht 
möglich.

 � Wirkungen des Mindestlohns auf 
Aspekte des Arbeitnehmerschutzes 
sowie auf die Wettbewerbssituation 
von inländischen Baubetrieben wer­
den nicht festgestellt.

 � Wegen der Besonderheiten des 
Bauhauptgewerbes ist bei einer 
Übertragung der Ergebnisse auf an­
dere Wirtschaftszweige Vorsicht ge­
boten.

In Deutschland gibt es derzeit elf Bran-
chen, in denen spezifische Mindestlöhne 
gelten. Die Einführung weiterer Bran-
chenmindestlöhne bzw. eines einheit-
lichen gesetzlichen Mindestlohns wird in 
der politischen Öffentlichkeit kontrovers 
diskutiert. Wie sich der Mindestlohn im 
Bauhauptgewerbe ausgewirkt hat, wurde 
nun im Auftrag des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales untersucht. Im 
Mittelpunkt stehen dabei die Wirkungen 
der Mindestlohnregelungen auf Löhne, 
Beschäftigung, den Arbeitnehmerschutz 
sowie die Wettbewerbsbedingungen.

 � Rahmenbedingungen der 
 Mindestlohneinführung 

Zum 1. Januar 1997 wurde im Bauhaupt­
gewerbe als erster Branche in Deutschland 
ein Mindestlohn auf Grundlage des Arbeit­
nehmerentsendegesetzes eingeführt. Dieser 
ist für alle im deutschen Bauhauptgewerbe 
beschäftigten Arbeiter bindend, unabhän­
gig davon, ob sie von inländischen Betrie­
ben beschäftigt oder von ausländischen Be­
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Folgen für die Beschäftigung 
blieben aus
von Helmut Apel, Ronald Bachmann, Philipp vom Berge, Marion König, Hanna 
Kröger, Alfredo Paloyo, Sandra Schaffner, Matthias Umkehrer und Stefanie Wolter 

trieben nach Deutschland entsandt werden. 
Zum 1. September 2003 wurde zwischen 
den Tarifparteien die Einführung einer 
zweiten, höher angesetzten Lohnunter­
grenze (Mindestlohn II) für Fachkräfte be­
schlossen. In Ostdeutschland wurde diese 
allerdings zum 1. September 2009 wieder 
abgeschafft.

Die Bauwirtschaft zeichnet sich durch 
eine Reihe von Eigenheiten aus, die sie von 
anderen Wirtschaftsbereichen unterschei­
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Umfassende Informationen zum Thema 
Min destlöhne in Deutschland finden Sie 
auf der Infoplattform des IAB im Internet 
unter http://www.iab.de/infoplattform/min 
destlohn.

Die Ergebnisse dieser Evaluationsstudie 
sind im vollständigen Projektbericht (IAB/
RWI/ISG 2011) ausführlich dargestellt. Für 
die Projektberichte zur Mindestlohnevalua­
tion in sieben weiteren Branchen sei auf 
folgenden Link verwiesen http://www.bmas.
de/DE/Themen/Arbeitsrecht/Meldungen/
evaluation­mindestloehne.html.
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det. Deutliche Produktionsschwankungen aufgrund 
einer stark saisonal und konjunkturell abhängigen 
Auftragslage einerseits und die Ortsgebundenheit 
der Produktion andererseits erzeugen hohe Inves­
titionsrisiken und Arbeitsplatzunsicherheit. Diese 
Besonderheiten schlagen sich in den tariflichen 
Rahmenbedingungen ebenso nieder wie in einer 
bauspezifischen Arbeitsmarktpolitik. Damit sollen 
die soziale Absicherung der Beschäftigten, eine Ver­
stetigung der Beschäftigung sowie attraktivere Be­
dingungen für Investoren gewährleistet werden.

Nach der Wiedervereinigung kam es bis 1995 
durch den großen Baubedarf in den neuen Bundes­
ländern zu einem Bauboom, der sich auf Gesamt­

deutschland ausweitete. Anschließend erlebte das 
Baugewerbe einen bis 2005 andauernden konjunk­
turellen Abschwung. Alle wichtigen ökonomischen 
Kennzahlen der Branche wie Bruttowertschöpfung, 
Auftragseingänge, Umsatz und Investitionen wiesen 
nach unten, die Beschäftigung ging zwischen 1995 
und 2005 auf etwa die Hälfte zurück. 

In diese Zeit des Abschwungs fiel die Einführung 
der Mindestlohnregelungen im Jahr 1997. Bemer­
kenswert ist, dass sich trotz steigender Material- und 
Lohnkosten seit Beginn des neuen Jahrtausends die 
Preise für die Endprodukte von 1995 bis 2005 kaum 
veränderten. Entgegen den Erwartungen ist die Zahl 
der Betriebe während des Abschwungs nicht gesun­
ken, sondern in Ostdeutschland sogar gestiegen. Die 
für das Bauhauptgewerbe charakteristische Prägung 
durch Klein- und Kleinstbetriebe hat sich dadurch 
noch verstärkt.

Ein zusätzlicher Druck auf Löhne und Beschäfti­
gung in der heimischen Bauwirtschaft ergab sich 
durch die Entsendung von Arbeitern ausländischer 
Firmen nach Deutschland zur Erfüllung befristeter 
Aufträge. Entsandte Arbeitnehmer waren anfangs 
nur bedingt an das deutsche Arbeits- und Sozial­
recht gebunden. Damit führte der Einsatz auslän­
discher Subunternehmer zu teilweise beträchtlichen 
Senkungen der Lohnkosten. Die heimischen Firmen 
klagten zunehmend über Wettbewerbsverzerrungen. 
Vor diesem Hintergrund wurde 1996 das „Gesetz 
über zwingende Arbeitsbedingungen bei grenzüber­
schreitenden Dienstleistungen“ (AEntG) verabschie­
det: Das sogenannte Arbeitnehmerentsendegesetz 
legt fest, dass die allgemeinverbindlichen Arbeits­
marktregelungen im Baugewerbe – und damit auch 
die Mindestlohnregelungen – auf entsandte Arbeit­
nehmer ebenfalls anzuwenden sind.

�� Wie viele Beschäftigte sind vom  
	 Mindestlohn betroffen?

Über die jeweilige Höhe der Mindestlöhne zu unter­
schiedlichen Zeitpunkten informiert Tabelle 1. Die 
Lohnuntergrenze wurde bei ihrer Einführung zum 
1. Januar 1997 in Ostdeutschland mit umgerech­
net 8,00 Euro niedriger angesetzt als im Westen 
(8,69 Euro). Dennoch waren wegen des niedrigeren 
Lohnniveaus im Osten mehr Beschäftigte davon be­
troffen als in Westdeutschland. So lag unmittelbar 
vor der Mindestlohneinführung im Jahr 1997 der 
Stundenlohn von fast 24 Prozent der ostdeutschen 

Geltungsdauer 
West Ost

Mindestlohn I 
Mindestlohn II 
für Fachkräfte

Mindestlohn I 
Mindestlohn II 
für Fachkräfte

1/1997–8/1997
8,69 

(17,00)

 

1)

8,00 
(15,64)

 

1)  

9/1997–8/1999
8,18 

(16,00)

 

1)

7,74 
(15,14)

 

1)

9/1999–8/2000
9,46 

(18,50)

 

1)

8,32 
(16,28)

 

1)

9/2000–8/2001 9,65 8,49

9/2001–8/2002 9,80 8,63

9/2002–8/2003 10,12 8,75

9/2003–10/2003 10,36 12,47 8,95 10,01

11/2003–8/2004 10,36 12,47 8,95 9,65

9/2004–8/2005 10,36 12,47 8,95 10,01

9/2005–8/2006 10,20 12,30 8,80 9,80

9/2006–8/2007 10,30 12,40 8,90 9,80

9/2007–8/2008 10,40 12,50 9,00 9,80

9/2008–8/2009 10,70 12,85
9,00 

(10,70)

 

2)

9,80 
(12,70)

 

2)

9/2009–8/2010 10,80 12,90
9,25 

(10,80)

 

2)

— 

(12,75)

3)  

2)

9/2010–6/2011 10,90 12,95
9,50 

(10,90)

 

2)

— 

(12,75)

3)  

2)

7/2011-12/2011 11,00 13,00
9,75 

(11,00)

 

2)

— 

(12,85)

3)  

2)

ab 1/2012 11,05 13,40
10,00 

(11,05)

 

2)

— 

(13,25)

3)  

2)

1) in DM; 2) gesonderte Mindestlöhne für das Land Berlin; 3) abgeschafft.

Anmerkung: Bis August 2003 galt der Mindestlohn I für alle Baubeschäftigte,  
ab September 2003 gilt für Fachkräfte der höhere Mindestlohn II.

Quelle: Bosch/Zühlke-Robinet (2000), Platzer/Röschert (2005), verschiedene Tarifverträge  
Mindestlohn, SOKA-BAU; eigene Zusammenstellung und Umrechnung.    © IAB

Tabelle 1

Mindestlöhne im Bauhauptgewerbe Januar 1997 bis Januar 2012
West- und Ostdeutschland, in Euro
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Beschäftigten im Bauhauptgewerbe unterhalb die­
ser Lohnunter grenze, während dies im Westen auf 
nur knapp vier Prozent zutraf. In den Folgejahren 
näherten sich die Anteile der vom jeweils geltenden 
Mindestlohn betroffenen Personen zwischen den 
beiden Landesteilen kontinuierlich an. 

Abbildung 1 zeigt das Verhältnis von Mindestlohn 
zu mittlerem Lohn (Medianlohn). Die so berechnete 
relative Höhe des Mindestlohns – der sogenannte 
Kaitz­Index – stellt einen Indikator für den Grad der 
Betroffenheit dar. Der Kaitz­Index für Ostdeutsch­
land ist erheblich höher als für Westdeutschland, ob­
wohl der Mindestlohn in absoluter Höhe deutlich ge­
ringer war. Bei seiner Einführung 1997 entsprach der 
Mindestlohn im Osten fast 85 Prozent des mittleren 
Lohns, im Westen hingegen 64 Prozent. Durch die 
Mindestlohnabsenkung zum September 1997 sank 
auch der Index kurzfristig, um dann mit der deut­
lichen Erhöhung des Mindestlohns zum September 
1999 auf ca. 90 Prozent (Ost) bzw. 70 Prozent (West) 
des Medianlohns zu steigen. Seither nähert sich die 
Betroffenheit vom Mindestlohn I zwischen den bei­
den Landesteilen an. 

Ein ähnliches Bild, sogar in stärkerem Umfang, 
zeichnet sich bei der höheren Lohnuntergrenze für 
Fachkräfte ab. Während der 2003 neu eingeführte 
Mindestlohn II in Ostdeutschland mit einem Kaitz­
Index von 96 Prozent fast dem mittleren Lohn ent­
sprach, lag das Verhältnis in Westdeutschland bei 
86 Prozent. Bis 2008 hat sich das Verhältnis zwi­
schen Mindestlohn für Fachkräfte und Medianlohn 
in Ost­ und Westdeutschland nahezu angeglichen.

 � Wirkung der Mindestlohnregelung 
 auf die Löhne

In Ostdeutschland findet seit der Einführung des 
Mindestlohns – vor allem des Mindestlohns II für 
Facharbeiter – eine zunehmende Konzentration der 
Löhne auf das jeweilige Mindestlohnniveau statt. So 
unterscheiden sich die Lohnverteilungen vor und 
nach der Mindestlohneinführung sehr deutlich (vgl. 
Abbildung 2, Seite 4). War 1996, ein Jahr vor der 
Mindestlohneinführung, eine ähnliche – wenn auch 
etwas flachere – Verteilung wie in Westdeutschland 
festzustellen, ballt sich im Jahr 2005 ein Großteil der 
Stundenlöhne an der Mindestlohngrenze. 

Die Lohnunterschiede zwischen den Arbeitern im 
Bauhauptgewerbe sind demnach acht Jahre nach der 
Mindestlohneinführung deutlich zurückgegangen 

Abbildung 1

Relative Höhe der Mindestlöhne im Bauhauptgewerbe
Verhältnis des Mindestlohns zum mittleren Lohn (Median), in Prozent

Quelle: ALEED­Bau, eigene Berechnung.   © IAB

ab September 2003:
Mindestlohn II für Fachkräfte
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Datenbasis

Das vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) in Auftrag gege­
bene Evaluationsprojekt wurde in Zusammenarbeit von IAB, dem Rheinisch­
Westfälischen Institut für Wirtschaftsforschung (RWI) sowie dem Institut für 
Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG) durchgeführt.

Die zentrale Datengrundlage für die Analysen bildet der ALEED­Bau (Adminis­
trative Linked­Employer­Employee­Daten Bau) des IAB. Dieser setzt sich zum 
einen aus Informationen zu Beschäftigten und Betrieben im Bauhauptgewerbe 
aus den administrativen Datenquellen der Bundesagentur für Arbeit (BA) und 
zum anderen aus dem Datenmaterial einer Betriebsbefragung und einer eigens 
durchgeführten Beschäftigtenbefragung zusammen. 

Die administrativen Datenquellen (die Integrierten Erwerbsbiografien des IAB 
und das Betriebs­Historik­Panel des FDZ der BA im IAB) ermöglichen es, Merk­
male wie das durchschnittliche Tagesentgelt, die Erwerbshistorie und weitere 
Charakteristika der Arbeitnehmer sowie verschiedene Merkmale der beschäfti­
genden Betriebe über den Zeitraum 1993 bis 2009 nachzuvollziehen. 

Angereichert werden die administrativen Daten durch weitere Betriebsinfor­
mationen aus dem IAB­Betriebspanel (einer jährlichen Betriebsbefragung) und 
durch eine Befragung, die zum Jahresanfang 2011 unter 1.521 Baubeschäf­
tigten dieser IAB­Betriebspanel­Betriebe im Rahmen der Mindestlohnevalua­
tion vom Institut für Sozialforschung und Kommunikation (SOKO Bielefeld) 
durchgeführt wurde. Diese Beschäftigtenbefragung liefert zum einen Auskunft 
über genaue Stundenlöhne. Zum anderen konnten zentrale und einzigartige 
Informationen, wie beispielsweise die Meinungen zum Mindestlohn oder zu den 
Arbeitsbedingungen im Baugewerbe gesammelt werden.

Zusätzlich wurden Personendaten der Sozialkassen Bau (SOKA­BAU) sowohl für 
im Inland beschäftigte als auch für nach Deutschland entsandte Arbeitnehmer 
herangezogen. Diese enthalten Informationen von Mitte 2009 bis Anfang 2011.

Ergänzend zu den Daten des ALEED­Bau wurden leitfadengestützte Experten­
gesprä che von den Projektmitarbeitern des IAB mit den Tarifparteien im Bau­
hauptgewerbe sowie der Finanzkontrolle Schwarzarbeit geführt. Spezifische 
Hintergrundinformationen aus unterschiedlichen Perspektiven über die Beson­
derheiten der Baubranche – vor allem in Bezug auf die Mindestlohnregelungen 
und Bewertungen der Akteure – helfen, die quantitativen Untersuchungsergeb­
nisse einzuordnen und zu interpretieren.

i
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(Kompression der Lohnverteilung). Überraschend ist, 
dass es neben einer zu erwartenden Stauchung der 
Lohnverteilung im unteren Bereich auch zu einer 
solchen im oberen Bereich gekommen ist. Eine hö­
here Qualifikation und Motivation oder eine bessere 
Arbeitshaltung spiegeln sich damit offenbar weniger 
stark als früher in einer höheren Entlohnung wider. 
So werden Facharbeiter nur geringfügig höher ent­
lohnt als einfache Arbeiter. 

Bei besser qualifizierten ostdeutschen Bauarbei­
tern drückt sich die geringe Differenzierung in einer 
hohen Unzufriedenheit über die mangelnde Wert­
schätzung ihrer Arbeit aus. Das zeigt eine telefo­
nisch durchgeführte Befragung der Beschäftigten 
(vgl. Info kasten auf Seite 3). Die Kompression der 
Lohnverteilung könnte darüber hinaus als Signal 
verstanden werden, dass sich eine Investition in 
Ausbildung oder Qualifikation weniger lohnt.

In Westdeutschland sind keine vergleichbaren 
Effekte festzustellen. Die Verteilungen der Stun­
denlöhne ein Jahr vor der Mindestlohneinführung 
(1996) und neun Jahre danach (2005) ähneln sich 
stark. Außer einer leichten Verschiebung hin zu hö­
heren Stundenlöhnen ist keine größere Veränderung 
erkennbar (vgl. Abbildung 2). 

Die Veränderungen der Lohnkurven legen nahe, 
dass vor allem ostdeutsche Geringverdiener vom 
Mindestlohn profitieren. Die empirischen Analysen 

bestätigen, dass Personen, deren Verdienste zu­
vor unterhalb der Mindestlohngrenze lagen, durch 
die Einführung einer Lohnuntergrenze eine höhere 
Lohnsteigerung erhielten als Personen, die vor der 
Einführung oberhalb der Mindestlohngrenze ent­
lohnt worden waren. Diese Effekte auf die Lohn­
entwicklung sind in Ost­ und Westdeutschland 
gleichermaßen festzustellen. Allerdings fallen sie in 
Ostdeutschland deutlich stärker aus und betreffen 
einen höheren Anteil der Beschäftigten. Auch der 
im Jahr 2003 eingeführte Mindestlohn II für Fach­
kräfte im Bauhauptgewerbe hatte sowohl im Osten 
als auch im Westen einen positiven Einfluss auf das 
Lohnwachstum der direkt betroffenen Beschäftigten.

 � Wirkung der Mindestlohnregelung
 auf die Beschäftigung

Ein Hauptargument gegen Mindestlöhne ist der be­
fürchtete Beschäftigungsrückgang: Bedingt durch 
steigende Arbeitskosten könnten Lohnuntergrenzen 
zu Entlassungen führen bzw. Neueinstellungen ver­
hindern. Das Bauhauptgewerbe erlebte ab Mitte der 
1990er Jahre tatsächlich einen massiven Beschäfti­
gungsabbau (vgl. Abbildung 3). Dieser setzte jedoch 
bereits vor Einführung des Mindestlohns ein und war 
vor allem dem Ende des Baubooms nach der Wieder­
vereinigung geschuldet. Hiervon waren insbesondere 
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Abbildung 2

Verteilung der Stundenlöhne im Bauhauptgewerbe 1996 und 2005
West­ und Ostdeutschland

West Ost

1997 Mindestlohn I 8,69 € 8,00 €

2005 Mindestlohn I 10,36 € 8,95 €

2005 Mindestlohn II 12,47 € 10,01 €

  © IAB

Anmerkung: Der 1997 eingeführte Mindestlohn I galt bis August 2003 für alle Baubeschäftigte, ab September 2003 gilt für Fachkräfte der höhere Mindestlohn II.

Quelle: ALEED­Bau, eigene Berechnung.
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die neuen Bundesländer betroffen. Aber auch in den 
alten Bundesländern halbierte sich die Zahl der Be­
schäftigten im Zeitraum von 1995 bis 2005 nahezu.

Nach unseren Befunden sanken die Beschäftig­
tenzahlen in deutschen Betrieben des Bauhauptge­
werbes konjunkturbedingt, ein Einfluss des Mindest­
lohns auf die Beschäftigungsentwicklung ist nicht 
nachzuweisen. So zeigt beispielsweise ein Vergleich 
der Entwicklung des regionalen Beschäftigungs­
niveaus im Bauhauptgewerbe mit der ähnlicher 
Branchen keine Mindestlohneffekte; die Ergebnisse 
aus dieser Untersuchung sind weder für Ost­ noch 
für Westdeutschland statistisch signifikant (vgl. Ta-
belle 2, oberer Abschnitt). Demnach war die Einfüh­
rung des Mindestlohns in beiden Landesteilen nicht 
schädlich für die sozialversicherungspflichtige Be­
schäftigung in deutschen Betrieben des Bauhaupt­
gewerbes.

Im Hinblick auf die Dynamik am Arbeitsmarkt 
– also bei Einstellungen und Beendigungen von Ar­
beitsverhältnissen, aus denen sich die Veränderung 
des zuvor analysierten Beschäftigungsniveaus zu­
sammensetzt – zeigt sich ein differenziertes Bild. 
Zum einen ergeben sich Hinweise, dass in Ost­
deutschland aufgrund der Mindestlohneinführung 
weniger Beschäftigte neu eingestellt wurden (Er­
gebnisse nicht dargestellt). Zum anderen hat sich in 
Westdeutschland die Wahrscheinlichkeit, aus einem 
bestehenden Arbeitsverhältnis auszuscheiden, nicht 
verringert (zum methodischen Ansatz vgl. Infokas-
ten auf Seite 6). Diese Ergebnisse ökonometrischer 
Schätzungen sind dem unteren Abschnitt von Tabel-
le 2 zu entnehmen. Die Vorzeichen in den Spalten 1 
und 4 geben an, wie sich die Trennungswahrschein­
lichkeit für Personen aus dem Bauhauptgewerbe 
gegenüber Personen aus der Kontrollgruppe – z. B. 
von Personen mit vergleichbaren Eigenschaften in 
ähnlichen Wirtschaftszweigen ohne Mindestlohn – 
aufgrund des Mindestlohns verändert hat. Lediglich 
für Ostdeutschland zeigt sich ein signifikant nega­
tiver Effekt der Mindestlohneinführung, wenn als 
Vergleichsbranche ein dem Bauhauptgewerbe nach­
gelagerter Wirtschaftszweig herangezogen wird. Die 
übrigen Ergebnisse dieser Untersuchung auf der Per­
sonenebene lassen keinen Effekt auf die Trennungs­
wahrscheinlichkeit erkennen. 

Weitere, auf regionaler Ebene durchgeführte Ana­
lysen der Mindestlohnwirkung auf die Trennungs­
raten weisen auf einen leicht dämpfenden Effekt 
hin (Ergebnisse nicht dargestellt). Der Mindestlohn 

hätte demnach nicht zu einer Erhöhung, sondern in 
Westdeutschland sogar zu einer moderaten Senkung 
der Trennungsraten geführt.

Insgesamt zeigen sich – wenn überhaupt – kaum 
messbare Auswirkungen der Mindestlohnregelungen 
auf die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
von Arbeitern in deutschen Betrieben.

1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009
0

200
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1.000

Quelle: Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2011);
eigene Darstellung.   © IAB

Abbildung 3

Entwicklung der Beschäftigung im Bauhauptgewerbe 1995 bis 2010
West­ und Ostdeutschland, Personen in 1.000
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Tabelle 2

Ausgewählte Untersuchungsergebnisse zu Beschäftigungseffekten

Kontrollgruppe

West Ost

Effekt
Placebo­

Test
N Effekt

Placebo­
Test

N

1 2 3 4 5 6

Auswirkungen der Mindestlohneinführung auf das regionale Beschäftigungsniveau
Untersuchungseinheit: Regionen

alle Kontrollbranchen – (#) 1.080 – (#) 340

Auswirkungen der Mindestlohneinführung auf die Trennungswahrscheinlichkeit
Untersuchungseinheit: Personen

Bauarbeiter mit 
höheren  Verdiensten

# 1.320.000 + (#) 740.000

ähnliche Personen einer …

 vorgelagerten Branche – (#) 1.420.000 – (#) 775.000

 nachgelagerten Branche + (#) 1.450.000 –*** (#) 760.000

 baunahen Branche # 1.515.000 + (#) 800.000

 baufernen Branche # 1.350.000 # 810.000

Anmerkungen:  *** bezeichnen einen statistisch signifikanten Effekt auf dem 1 %­Niveau;  
Placebo­Test: signifikanter # bzw. insignifikanter (#) Effekt bei hypothetischer Mindest lohn ­
 ein führung im Jahr 1996; scheitert das Placebo­Experiment – ergibt sich also bei den 
Placebo­Experimenten in Spalte 2 und 5 ein statistisch signifikanter Wert – sind die Effekte bei 
der tatsächlichen Einführung als nicht valide anzusehen und werden hier nicht ausgegeben. 
N gibt die gerundete Anzahl der Beobachtungen an. 

Quelle: ALEED­Bau, eigene Berechnung, DvD­Schätzungen.    © IAB
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 � Wirkung des Mindestlohns 
 auf Arbeitnehmerschutz und 
 Wettbewerb

Eine alleinige Betrachtung der Beschäftigungseffek­
te greift möglicherweise zu kurz, da sie die Arbeits­
platzsituation der Beschäftigten außer Acht lässt. 
Höhere Kosten durch einen Mindestlohn könnten 
sich auch in schlechteren Arbeitsbedingungen nie­
der schlagen. Bei der Analyse verschiedener Daten­
quellen (vgl. Infokasten auf Seite 3) finden wir 
jedoch keine Anzeichen dafür, dass die Einführung 
des Mindestlohns die Situation der Arbeitnehmer 
in der einen oder anderen Weise beeinflusst hätte. 
Messbare Indikatoren wie geleistete Arbeitsstun­
den, gemeldete Überstunden, Zahl der befristeten 
Arbeits verträge sowie Weiterbildungsaktivitäten 
ver änderten sich durch den Mindestlohn kaum oder 

gar nicht. Einschränkend ist allerdings zu sagen, dass 
diese Aussage auf einer Datenbasis mit einem ver­
gleichsweise geringen Beobachtungsumfang beruht. 

Ein weiterer Aspekt sind mögliche Auswirkungen 
eines Mindestlohns auf die Wettbewerbsfähigkeit 
inländischer Baubetriebe. Die Analysen verschie­
dener Indikatoren lassen hierfür jedoch keine An­
haltspunkte erkennen.

 � Der Mindestlohn aus Sicht 
 der Arbeitnehmer

In der Studie wird auf einen Mix aus datengestützter 
Analyse und subjektiven Meinungen zurückgegriffen, 
um möglichst viele Facetten von tatsächlicher und 
empfundener Mindestlohnwirkung darstellen zu 
können. Die in einer umfangreichen Telefonerhe­
bung befragten Bauarbeiter geben an, im Allgemei­
nen mit ihrem Arbeitsplatz zufrieden zu sein. Dabei 
lässt sich feststellen, dass ein höherer Stundenlohn 
individuell auch zu größerer Arbeitszufriedenheit 
beiträgt. Kritisiert wird von den Befragten vor allem 
der in den vergangenen Jahren stark gestiegene Ter­
mindruck, dessen Ursachen vielfältig sein können. 

Insgesamt erachten 77 Prozent der westdeut­
schen und 83 Prozent der ostdeutschen Beschäf­
tigten den Mindestlohn für wichtig. 80 Prozent der 
Befragten in Ostdeutschland halten die aktuelle 
Lohnuntergrenze allerdings für zu niedrig. Unzu­
friedenheit spiegelt sich im Osten auch darin wider, 
dass der eigene Lohn häufig als ungerecht empfun­
den wird. Im Gerechtigkeitsempfinden besteht dabei 
ein erheblicher Ost/West­Unterschied: Während die 
Hälfte der Befragten in Westdeutschland ihren Lohn 
als gerecht empfindet, gilt dies für nur 17 Prozent 
der ostdeutschen Beschäftigten.

Überraschend ist, dass erstaunlich wenige Bau­
beschäftigte über die aktuell gültigen Mindestlohn­
höhen informiert sind – obwohl der Mindestlohn Ge­
genstand breiter öffentlicher Debatten ist. Vor allem 
in Westdeutschland ist das Wissen um die aktuelle 
Höhe der Lohnuntergrenze gering, was allerdings 
auch die geringe Bedeutung des Mindestlohns dort 
widerspiegelt. 

Methoden

Der Einfluss des Mindestlohns auf Löhne und Beschäftigung wird mittels 
eines Kontrollgruppenansatzes (Differenz­von­Differenzen­Ansatz) ermittelt. 
Dieser ermöglicht es, unter bestimmten Bedingungen die Auswirkungen des 
Mindestlohns beispielsweise auf Löhne und Beschäftigung von anderen Ein­
flüssen zu trennen. Dieser Ansatz wurde auch von König und Möller (2009) 
in ihrer Mindestlohnstudie verwendet. Für diese Methode werden die Unter­
suchungseinheiten (beispielsweise Arbeiter bzw. Betriebe im Bauhauptgewer­
be) zwei Gruppen zugeordnet: den vom Mindestlohn direkt Betroffenen und 
den nicht Betroffenen. Dann werden bestimmte Zustände (z. B. Beschäftigung/
Nichtbeschäftigung) der vom Mindestlohn direkt betroffenen Gruppe mit den 
jeweiligen Zuständen der nicht direkt betroffenen Gruppe vor und nach der 
Mindestlohneinführung/­veränderung verglichen. Die Veränderung des Un­
terschieds zwischen beiden Gruppen kann dann unter bestimmten Vorausset­
zungen kausal auf den Mindestlohn zurückgeführt werden. 

Zusätzlich wird ein sogenanntes inkrementelles Differenz­von­Differenzen­
Modell herangezogen, mit dem sich auch längerfristige Auswirkungen bzw. 
mehrfache Veränderungen des Mindestlohnniveaus untersuchen lassen. 

Weiterhin wurden auch Untersuchungen mit auf Betriebs­ oder Regionsebene 
aggregierten Daten vorgenommen. Dabei kommen auch weitere Methoden der 
Panelökonometrie zum Einsatz. Analysiert wird der Zusammenhang zwischen 
dem Grad der Mindestlohnbetroffenheit der Betriebe oder Regionen und der 
Stärke der Auswirkungen auf Löhne, Beschäftigung und Wettbewerb. 

Um neben den Effekten des Mindestlohns für bestimmte Gruppen innerhalb des 
Bauhauptgewerbes auch die Auswirkungen für das gesamte Bauhauptgewerbe 
zu messen, werden zum Vergleich Kontrollbranchen herangezogen. Deren Ver­
flechtungen mit dem Bauhauptgewerbe werden berücksichtigt, indem sowohl 
für Ost­ als auch Westdeutschland je eine dem Bauproduktionszyklus möglichst 
nahe (Maler­ und Lackierergewerbe), vorgelagerte (Herstellung von Kalksand­
stein), nachgelagerte (West: Herstellung von Holzmöbeln, Ost: Möbeltischle­
rei) sowie eine dem Produktionszyklus des Baugewerbes ferne Branche (West: 
Papier­ und Pappeverarbeitung, Ost: Güterbeförderung mit Kraftfahrzeugen) 
verwendet wird.

i
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�� Der Mindestlohn im Urteil  
	 der Branchenexperten 

In den Gesprächen mit den Tarifpartnern im Bauge­
werbe wird der Mindestlohn einhellig als sinnvolles 
politisches Instrument für das Bauhauptgewerbe 
befürwortet. Die Lohnuntergrenze biete eine wich­
tige Grundlage für die Kalkulation von Angeboten 
und einen wirkungsvollen Schutz vor ausländischer 
Niedriglohnkonkurrenz. In begrenztem Maße könne 
der Mindestlohn so inländische Arbeitnehmer schüt­
zen und auch die Arbeitsbedingungen für auslän­
dische Arbeitskräfte verbessern.

Uneinigkeit herrscht unter den Tarifparteien hin­
gegen über die optimale Höhe des Mindestlohns. 
Während vor allem Arbeitgebervertreter eher einen 
einheitlichen Mindestlohn von geringerer Höhe fa­
vorisieren, sprechen sich Gewerkschaftsvertreter für 
höhere Lohnuntergrenzen bei Facharbeitern aus, um 
beispielsweise den innerbetrieblichen Frieden zu 
wahren. Übereinstimmend fordern die Experten Ver­
besserungen bei der Kontrolle und Verfolgung von 
Mindestlohnverstößen. 

�� Bewertung der Befunde 

Der Mindestlohn wurde in den meisten Jahren nur 
moderat angehoben (vgl. Tabelle 1, Seite 2). Diese 
relativ geringen Veränderungen erschweren eine 
eindeutige Trennung möglicher Effekte der Erhö­
hungen von anderen Einflüssen auf das Bauhaupt­
gewerbe. Hingegen können die Effekte der Einfüh­
rung des Mindestlohns gut untersucht werden.

Der Hauptgrund für die Einführung einer Lohn­
untergrenze lag laut den befragten Experten in der 
Absicherung der deutschen Baubeschäftigung vor 
ausländischer Konkurrenz. Ob aufgrund der Min­
destlohneinführung Arbeiten nun wieder eher von 
deutschen Beschäftigten anstelle von ausländischen 
Entsendearbeitnehmern durchgeführt wurden, kann 
aufgrund der fehlenden Datenbasis allerdings nicht 
empirisch untersucht werden.

Die Relevanz von Umgehungsstrategien – z. B. 
(Schein-)Selbstständigkeit, Zahlung von ostdeut­
schen Mindestlöhnen auf westdeutschen Baustellen 
oder klassische Schwarzarbeit – wird von den Exper­
ten unterschiedlich beurteilt. Vor allem bei Schwarz­
arbeit gehen die Meinungen auseinander. Zum einen 
ließen Erhöhungen der legalen Lohnkosten Schwarz­
arbeit lukrativer werden. Diese sei im Baugewerbe 
traditionell weit verbreitet. Zum anderen sei durch 

eine höhere Kontrolldichte zur Überprüfung der Ein­
haltung des Mindestlohns durch die Prüfgruppen 
der Finanzkontrolle Schwarzarbeit die Wahrschein­
lichkeit gestiegen, Verstöße aufzudecken. Dies habe 
die Akteure zu einem vorsichtigeren Umgang mit 
Schwarzarbeit bewegt.

Aufgrund einer fehlenden Datenbasis können die 
von den Experten angesprochenen Umgehungsstra­
tegien nicht empirisch untersucht werden. Es ist 
lediglich nachprüfbar, ob Betriebe im Bauhauptge­
werbe verstärkt andere Haupttätigkeiten angeben, 
um nicht länger unter den Geltungsbereich des 
Mindestlohns zu fallen. Hierfür gibt es jedoch keine 
Anzeichen. 

�� Fazit

Im deutschen Bauhauptgewerbe wurde 1997 der 
erste Branchenmindestlohn in Verbindung mit dem 
Arbeitnehmerentsendegesetz eingeführt. In einer 
breit angelegten Evaluationsstudie im Auftrag des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales wurden 
nun die Auswirkungen dieses Mindestlohns unter­
sucht. 

In Ostdeutschland hat der Mindestlohn insgesamt 
eine deutlich höhere Bedeutung für die Entloh­
nungsstruktur im Bauhauptgewerbe als im Westen. 
Während sich die Löhne im Osten seit der Einfüh­
rung des Mindestlohns zunehmend am jeweiligen 
Mindestlohnniveau orientieren, ist dies in West­
deutschland nicht der Fall. Die aktuelle Evaluations­
studie bestätigt positive Auswirkungen der Mindest­
lohneinführung 1997 auf das Lohnwachstum, vor 
allem in Ostdeutschland. 

Insgesamt lassen sich keine oder nur sehr geringe 
Auswirkungen der Mindestlohnregelungen auf das 
Beschäftigungsniveau von Arbeitern in deutschen 
Betrieben des Bauhauptgewerbes finden. Auch für 
einen Einfluss des Mindestlohns auf andere Aspekte 
der Arbeitsverhältnisse gibt es keine Hinweise. Eben­
so wenig lässt sich eine verschlechterte Wettbe­
werbssituation von Betrieben im Bauhauptgewerbe 
nachweisen.

Festzuhalten ist, dass trotz einer – besonders in 
Ostdeutschland – vergleichsweise hohen Lohnunter­
grenze zwar Lohneffekte, aber kaum Indizien für ne­
gative Beschäftigungswirkungen in den deutschen 
Betrieben auftreten. 

Die Ergebnisse können allerdings nicht ohne wei­
teres auf andere Wirtschaftszweige oder einen bran­
chenübergreifenden Mindestlohn in Deutschland 
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übertragen werden. Die Bauwirtschaft zeichnet sich 
durch viele Eigenheiten aus. Zudem haben bei der 
Einführung des Mindestlohns im Bauhauptgewerbe 
auch protektionistische Gründe eine Rolle gespielt. 
Die Evaluationsstudie kann allerdings aufgrund der 
Datenlage keine kausalen Aussagen darüber liefern, 
ob die Einführung oder Erhöhungen der Mindestlöh­
ne Auswirkungen auf Arbeitnehmerentsendungen 
aus dem Ausland oder auf die Zahl von Selbststän­
digen im Bauhauptgewerbe hatten.
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